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Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Gesetz zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes.
§ 22a Einführung der kleinen Wärmeplanung
Grundsätzlich wird die Einführung einer „kleinen Wärmeplanung“ begrüßt. Insbesondere in kleinen und ländlichen Gemeinden ist häufig die dezentrale
Wärmeversorgung aufgrund der geringen Siedlungsdichte und der geringen Wärmeliniendichte die einzige Option. Dies ist meist schon mit einem
Blick auf aktuelle Wärmebedarfskarten oder Wärmeliniendichtenkarten ersichtlich. Daher ist es sinnvoll, dass man in diesen Fällen nicht die
komplette oder die vereinfachte Wärmeplanung nach Landesrecht durchführen muss.
Kritisch gesehen wird jedoch, dass es nun zu einem Nebeneinander der „kleinen Wärmeplanung“ nach § 22a WPG und der vereinfachten
Wärmeplanung nach §§ 4 Abs.3 i.V.m. 22 WPG iVm den Regelungen des Landesrecht kommen wird. Da der § 22 WPG nicht so starke
Vereinfachungen der Wärmeplanung im Landesrecht ermöglicht, wird es zukünftig so sein, dass die „kleine Wärmeplanung“ nach § 22a WPG eine
stärkere Vereinfachung für die Gemeinden mit weniger als 15.000 Einwohnern ermöglichen wird, als die Regelungen für Gemeinden mit 10.000
Einwohner vorsehen. Dies wird in der Praxis schwer zu vermitteln sein. Daher sollte die Schwelle für die „kleine Wärmeplanung“ auf eine geringere
Einwohnerzahl z.B. 9.000 Einwohner in § 4 Abs.4 und § 22a gesenkt werden. Damit wäre ein inhaltlicher Widerspruch vermieden und eine
konsistente Gesetzgebung gewährleistet
Unklar ist zudem, welche Verfahrensschritte bei dem Verfahren nach § 22a einzuhalten sind. Auf der einen Seite soll § 13 Abs. 1 Nr. 2-7 keine
Anwendung finden. Das bedeutet, dass Nr. 8, welcher auf die Umsetzungsstrategie in § 20 verweist angewendet werden soll. An anderer Stelle (§
22a Abs. 1 S.4 WPG) heißt es jedoch, dass die §§ 14-22 für die kleine Wärmeplanung nicht gelten. Das würde auch bedeuten, dass die
Umsetzungsstrategie nach § 20 nicht erstellt werden muss. Hier wird um eine Klarstellung gebeten.
Bei der kleinen Wärmeplanung soll der Entwurf der Bewertung veröffentlicht werden und den Beteiligten nach § 7 Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben werden. Es gibt jedoch keine Regelungen, wie genau mit den Stellungnahmen umgegangen werden muss und wie das anschließende
Verfahren aussieht. Hier wäre eine Konkretisierung wünschenswert.
§ 10 Datenverarbeitung
Es wird begrüßt, dass es nun eine Klarstellung hinsichtlich der Speicherung der Daten bei der planungsverantwortlichen Stelle gibt. Es wird
vorgeschlagen, zusätzlich eine Regelung einzuführen, welche die Verarbeitung und Speicherung der Daten auch bei den Ländern explizit ermöglicht.
§ 14 Eignungsprüfung für die verkürzte Wärmeplanung
Bisher müssen die Gemeinen bei der Eignungsprüfung sowohl die Möglichkeit eines Wärmenetzes als auch eines Wasserstoffnetzes prüfen. Während
die Prüfung eines Wärmenetzes als grundsätzlich sehr sinnvoll erachtet wird, so erscheint die Prüfung eines Wasserstoffnetzes in jeder Gemeinde als
irreführend. Es ist grundsätzlich nicht davon auszugehen, dass die Wärmeversorgung zukünftig dezentral über Wasserstoffnetze erfolgen wird. Dies
können die Gemeinden in der Regel jedoch schwer einschätzen, so dass allein die Notwendigkeit der Prüfung die Gemeinden verunsichern kann und
suggeriert, dass die Versorgung über ein Wasserstoffnetz durchaus eine sinnvolle Option darstellen kann. Daher sollte die Prüfung des
Wasserstoffnetzes nach § 14 Abs. 3 WPG aus der Eignungsprüfung gestrichen werden und auf die Prüfung eines Wärmenetzes beschränkt werden.
Diese Maßnahmen würde auch dem Ziel des Gesetzentwurfes entsprechen, bürokratische Hürden für die Gemeinden abzubauen und damit
insbesondere die Wärmeplanung für kleine Kommunen zu vereinfachen und zu beschleunigen.
§ 14 Abs. 6 Gebiete zur Versorgung mit Erneuerbaren Energien
In § 14 Abs. 6 ist geregelt, dass die planungsverantwortliche Stelle auf die Durchführung einer Wärmeplanung verzichten kann, wenn das Gebiet
vollständig oder nahezu vollständig mit Erneuerbaren Energien versorgt wird. Hier wäre eine Konkretisierung wünschenswert, wie der Begriff der
nahezu vollständigen Versorgung auszulegen ist. Dies würde eine einheitliche Anwendung des Gesetzes gewährleisten und den
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planungsverantwortlichen Stellen Sicherheit geben.
§ 21 Nr. 7 Ersatz der Heiz- und Kühlgeräte in öffentlichen Einrichtungen
Im Rahmen der Fortschreibung des Wärmeplans soll angestrebt werden, dass alte und ineffiziente Heiz- und Kühlgeräte in öffentlichen Einrichtungen
durch hocheffiziente Alternativen ersetzt werden, wobei auf einen schrittweisen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen abgezielt wird. Auch wenn
grundsätzlich der Austausch derartiger Geräte unterstützt wird, so erscheint diese Vorschrift im Wärmeplanungsgesetz unpassend. Die Wärmepläne
stellen eine strategische Planung der zuständigen Stelle für die künftige Wärmeversorgung dar. Da passt eine kleinteilige Regelung zu den Heiz- und
Kühlgeräten der öffentlichen Einrichtungen nicht. Zudem ist unklar, welchen Rechtscharakter diese Regelungen haben soll. Dabei ist unklar, ob der
Austausch lediglich im Rahmen des Plaungsdokuments berücksichtigt werden soll oder ob es um eine konkrete Austauschpflicht der Heiz- und
Kühlgeräte geht. Dies wäre entsprechend klarzustellen. Ebenso, wie diese Vorschrift sich zu anderen angekündigten Vorschriften
(Gebäudemodernisierungsgesetz) verhält.
§ 24 Datenübermittlung
Bei der Datenübermittlung ist wichtig, dass die Datenformate auch schon beim Inkrafttreten des Gesetzes feststehen und diese sollten auch direkt im
Gesetz geregelt werden. Bei dem Verweis auf den IT-Planungsrat birgt dies weitere Unsicherheiten, wann und was von dem Planungsrat beschlossen
wird ohne dass die planungsverantwortlichen Stellen hieran mitwirken können. Dies kann zu Unsicherheiten bei den Gemeinden führen, insbesondere
wenn sie kurz vor Beginn des Prozesses stehen.
Absatz 3 verpflichtet die Länder, die in Anlage 2 bezeichneten Daten aus den Wärmeplänen mit denen vor Inkraftreten des Gesetzes begonnen
wurde, nach Maßgabe von Absatz 4 in maschinenlesbarer Form an das BWME zu übermitteln, sofern sie ihnen vorliegen. Dabei ist zu beachten,
dass den Ländern in vielen Fällen auch Wärmepläne nach § 5 WPG vorliegen. In diesen Fällen ist unklar, ob auch diese Pläne von der
Datenlieferungspflicht erfasst sind. Zudem werden nach dem bisherigen gesetzlichen Regelungen den Ländern die Pläne nicht in bestimmten IT-
Formaten vorliegen. Damit die Wärmepläne bzw. die Daten aus den Wärmeplanen in maschinenlesbarer Form übermittelt werden können, ist dann
eine erhebliche Arbeit von den Ländern zu leisten, da sie in diesen Fällen die Daten aus den Wärmeplänen auslesen müssen und in maschinenlesbare
Form übertragen. Dies ist insbesondere bei Ländern mit vielen Gemeinden und vielen Vorreitergemeinden ein erheblicher Aufwand. In diesen Fällen
sollten die Länder die Wärmepläne lediglich dem Bund zur Verfügung stellen, welcher dann die Daten in maschinenlesbare Form übertragen kann.
Sollte der Bund auch diese Pläne in maschinenlesbarer Form übermittelt bekommen wollen, muss er für die hierfür bei den Ländern entstehenden
Aufwände aufkommen.
§ 25 Fortschreibung der Wärmepläne
Es wird begrüßt, dass es nun feste Daten für die Fortschreibung der Wärmepläne gibt. Dabei sollen die Fortschritte bei der Umsetzung überwacht
werden. Unklar ist dabei, ob diese Überwachung auch dokumentiert werden muss.
Bei den bestehenden Wärmeplänen nach § 5 wird die neue Regelung so verstanden, dass nicht mehr automatisch eine Fortschreibung erfolgen muss,
um die Vorgaben dieses Gesetzes einzuhalten. Es stellt sich jedoch die Frage, wie mit der Datenübermittlung für diese Pläne zu verfahren ist, wenn
kein Aktualisierungsbedarf für diese Wärmepläne festgestellt wird. An dieser Stelle wäre eine Klarstellung wünschenswert.
Es wird ebenfalls eine Klarstellung angeregt, wie sich die Überprüfungspflicht für das Jahr 2041 für Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohner
beziehungsweise für das Jahr 2043 für die übrigen Gemeinden zu einem vorgezogenen Zieljahr verhält. Nach § 1 Satz 2 WPG (der begrüßenswerter
Weise unverändert bleiben soll) können die Länder ein früheres Zieljahr vorsehen. Nach § 25 Absatz 1 Satz 3 WPG (der ebenfalls unverändert
bleiben soll) dient die gegebenenfalls auf die Überprüfung folgende Fortschreibung dazu, die Entwicklung der Wärmeversorgung bis zum Zieljahr
aufzuzeigen. Wenn aber die Überprüfungspflicht erst für ein Jahr gilt, das zeitlich nach dem (nach Landesrecht vorgezogenen) Zieljahr liegt, ergäbe
eine auf das Zieljahr ausgerichtete Fortschreibung ersichtlich keinen Sinn mehr. Es wird daher angeregt, klarstellend aufzunehmen, dass nach
Erreichen des Zieljahrs keine Überprüfungs- und gegebenenfalls Fortschreibungspflicht mehr besteht.
Mit freundlichen Grüßen
Milena Schulz-Gärtner
Ministerium für Energiewende, Klimaschutz,
Umwelt und Natur des Landes Schleswig-Holstein
Referat Sektorkopplung und Wärmewende
V 24
Mercatorstraße 3, 5, 7
24106 Kiel
T +49 431-988-7206
milena.schulz-gaertner@mekun.landsh.de
www.schleswig-holstein.de
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